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In Deutschland ist das Demonstrationsrecht ein Grundrecht, das im Artikel 8 (Versammlungsfreiheit) des Grundgesetzes verankert ist. Auch in Österreich gehört die Versammlungsfreiheit zu den Grundrechten und war schon im Katalog der Grundrechte von 1867 aufgelistet. Abgesehen von einigen Novellierungen gilt das Versammlungsgesetz aus diesem Jahr heute noch. Das Demonstrationsrecht ist eines der wichtigsten Rechte, welche Demokratien gegenüber Diktaturen auszeichnen. Dies wird auch von demokratischen Regierungskreisen kaum bestritten.

Dennoch ist es ein beinahe wirkungsloses Recht. Das Bestreben der Regierung beschränkt sich in den meisten Fällen auf die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung. Wenn das gelingt, wenn die Demonstration friedlich abläuft, sind die Behörden zumeist zufrieden. 

Und die Demonstranten? Sie haben einen ziemlichen Aufwand auf sich genommen, vor allem die Organisatoren bei der Vorbereitung. Die Teilnehmer sind möglicherweise über weite Strecken angereist. Sie sind dann bei möglicherweise unwirtlichen Temperaturen über von der Polizei abgesperrte Straßen marschiert und haben Transparente geschwenkt. Dann sind dann wieder auseinandergegangen. Das war's. Wenn sie Glück haben, erhalten sie ein gewisses Medienecho. Und falls die Demonstration friedlich geblieben ist, haben sie – siehe oben – für zufriedene Behörden gesorgt. Die Ineffizienz friedlicher Demonstrationen und der daraus folgende Frust der Demonstranten – vor allem der Organisatoren – sind aus systemischen Gründen festgeschrieben. 

Aus dem verständlichen Wunsch, bei aufwendigen Aktionen auch Erfolge zu haben, folgt aus den vorigen Überlegungen beinah unweigerlich der systemische Zwang, Demonstrationen in Randale ausarten zu lassen. Wir kennen die Resultate: brennende Autos, geplünderte Geschäfte, festgenommene Demonstranten, verletzte Polizisten und Demonstranten etc.

Hier besteht grundlegender Änderungsbedarf. Derart aufwendige Aktionen dürfen nicht wirkungslos verpuffen, sondern müssen Auswirkungen haben. Ich schlage daher ein Demonstrationsgesetz auf folgenden Grundlagen vor:
1. Bei jeder angemeldeten Demonstration, die wirklich stattfindet, ist die Behörde verpflichtet, mit den Organisatoren (= Anmeldern) Kontakt aufzunehmen. 
2. Die Behörde muss im Anschluss versuchen, innerhalb eines geeigneten Zeitfensters gemeinsam mit den Organisatoren eine Lösung für deren Problem zu finden, mit welcher die Organisatoren zufrieden sind.
3. Sollte der Behörde das nicht gelingen, ist sie verpflichtet, das Problem, ihren eigenen Lösungsvorschlag und jenen der Organisatoren zu veröffentlichen.
4. Die Behörde ist ferner verpflichtet, nach der Veröffentlichung ein zeitnahes geeignetes Zeitfenster für eine Unterschriftenliste aufzulegen.
5. Jene, die innerhalb dieses Zeitfensters unterschreiben, stimmen mit ihrer Unterschrift dafür, dass eine Volksbefragung zum Entscheid zwischen den Behördenvorschlag und dem Vorschlag der Organisatoren stattzufinden habe. 
6. Sollte ein geeignetes Quorum erreicht werden, hat die Volksbefragung innerhalb eines geeigneten Zeitfensters stattzufinden. 
7. Der Ausgang der Volksbefragung ist durchzuführen bzw. hat Gesetzeskraft.

Es gibt sicherlich Einiges dabei, was noch genauere Detaillierung bedarf. Zum Beispiel im ersten Punkt die kritische Größe der Demonstration, ab welcher das Gesetz greift. Wenn nur fünf Personen demonstrieren, ist das wahrscheinlich wohl zu wenig. Auch muss geklärt werden, wie die kritische Größe festgestellt wird. Außerdem muss das Gesetz der Größenordnung der betroffenen Region angepasst werden. Eine staatsweite Volksbefragung für ein lokales Problem einer Gemeinde ist sicherlich nicht sinnvoll. Aber all das lässt sich sicherlich klären. 

Wenn das Gesetz in Kraft tritt, entsteht eine WIN-WIN-Situation für alle Beteiligten: die Demonstranten, die Behörden und das Land. Schon die gesicherte Kontaktaufnahme im ersten Punkt des Gesetzes bedeutet für die Demonstranten – verglichen mit heute – einen bedeutenden Erfolg. Durch diesen Erfolg fällt der Grund für Gewaltanwendung zumindest bei der ersten Demonstration völlig weg: solange nicht bewusste Störenfriede ihr Unwesen treiben, wird sie auch ohne massiven Polizeieinsatz friedlich bleiben. Ich möchte das Unwesen bewusster Störenfriede hier nicht ausschließen. Dennoch ist klar, sie stellen den Ersterfolg der Demonstration infrage. Sie werden daher ein Fremdkörper inmitten der großen Masse der Demonstranten sein. Die große Masse der Demonstranten wird keine Sympathie mit ihnen haben. Sie wird sich eher mit der Polizei solidarisieren.

Für die Behörden bedeutet dies immense Einsparungen an Kosten und Vorbereitung für den Polizeieinsatz. Und voraussichtlich wird es keine verletzten Polizisten mehr geben.
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Den zweiten Schritt erfolgreich abzuschließen wäre der optimale Erfolg für beide Parteien. Denn ab diesem Schritt verlieren beide Parteien ihre Verhandlungskompetenz. Sie werden im Weiteren zu Statisten und können ihre Interessen nicht mehr vertreten. Die meisten der folgenden Schritte enthalten das Risiko für jeweils eine Seite, einen besonderen Schaden hinnehmen zu müssen. Zum Beispiel kann die Unterschriftenaktion in Schritt fünf ein geradezu blamables Desinteresse der Bevölkerung am Anliegen der Organisatoren der ursprünglichen Demonstration ergeben. 

Sozusagen als Ausgleich für diese Gefahr für die Organisatoren ist die Organisation und Durchführung einer Volksbefragung teuer und braucht viel Aufwand. Ein Aufwand, den die Behörde zu tragen hätte. Und schließlich ist der Ausgang der Volksbefragung ungewiss. Das bedeutet für jede der beiden Seiten die Gefahr, Maßnahmen hinnehmen zu müssen, die wirklich unangenehm sind. 

Fazit: Die sieben Schritte sind so entworfen, dass bereits durch den ersten Schritt  eine Verbesserung gegenüber der derzeitigen Situation erreicht wäre. Die weiteren Schritte sind so gestaltet, dass es das Interesse beider Seiten ist, diese Schritte zu vermeiden und sich bereits im Schritt zwei auf eine gemeinsam getragene Lösung zu einigen. Wenn das verstanden ist, wird – so glaube ich – diese Lösung in den meisten Fällen auch gefunden werden. Wenn dies tatsächlich eintritt, ist die Ersparnis durch das Verfahren immens: keine teuren riesigen Polizeieinsätze, keine brennenden Autos und geplünderten Geschäfte, keine Konfrontationen zwischen Polizei und Demonstranten, keine Kosten für die Unterbringung von festgenommenen Demonstranten, keine Kosten für Gerichtsverfahren und vor allem: keine verletzten Polizisten und Demonstranten mehr.

Der Gewinn besteht aber nicht nur in ersparten Kosten und vermiedenen Verletzungen. Er besteht auch in zufriedeneren Staatsbürgern und im Einsatz der kollektiven Weisheit der Vielen in der Steuerung des Staates. Wissenschaftliche Untersuchungen haben bewiesen, dass die Vielen im Kollektiv bessere Lösung finden als einzelne Experten.

Das in Zwischenwahlzeiten derzeit völlig entmachtete Volk hätte damit eine Möglichkeit, kraftvoll in die Politik einzugreifen.

Damit ist das Ziel, die WIN-WIN-Situation für alle Betroffenen bzw. Beteiligten: Demonstranten, Behörden, Bevölkerung und Land, erreicht.
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